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Berliner Abend

zum Thema

„Wie sicher ist Berlin ?“
mit

Frank Henkel, MdA

Innenpolitischer Sprecher der
CDU-Fraktion

und dem traditionellen
Berliner Buffet

am
26.04.2005
19.00 Uhr

im Restaurant „Zur Postkut-
sche“, Gerichtstrasse 34, Berlin-

Wedding

Diskussion im Lichtburgforum

mit
Jörg Schönbohm, MdL

Stellv. Ministerpräsident des
Landes Brandenburg,

Prof. Michael Wolffsohn,

Historiker und
Stephan Tromp, MdA

am
10.05.2005
18.30 Uhr

im Lichtburgforum
Behmstrasse 13

Berlin-Gesundbrunnen

Hacke’scher Kreis

der
CDU Berlin-Mitte

Thema:
„Die Ära der 68er ist vorbei!“

mit
Florian Schwanhäußer

-MItglied des Kreisvorstandes

am
19.05.2005
20.00 Uhr

Anmeldung bei
florian.schwanhaeusser

Die CDU Mitte hat auf ihrem Kreis-

parteitag am 16.03. im OSZ Banken und

Versicherungen in Moabit einen neuen

Kreisvorstand gewählt.

Der bisherige Kreisvorsitzende Stephan

Tromp, MdA (39) wurde im Amt bestä-

tigt. Er erhielt 92 von 129 abgegebe-

nen gültigen Stimmen (73 %). 34 Dele-

gierte stimmten mit Nein. 3 enthielten

sich.

Zu stellvertretenden Vorsitzenden wurden

der Parlamentarische Geschäftsführer der

CDU-Fraktion im Berliner Abgeordneten-

haus, Frank Henkel, MdA und Volker

Liepelt gewählt. Zum Kreisschatzmeister

wurde wieder Jörg Wienkoop gewählt. Bei-

sitzer sind Christian Burholt, Gabriela

Cocozza, Karl von Freyhold, Peter Gierich,

Angelika Gramß, Barbara Herrmann, Klaus

Kundt, Martin Leuschner, Justyna Rösner,

Diethard Rauskolb und Florian Schwan-

häuser.

Sehr geehrte Damen und Herren,

die innerparteilichen Wahlen im Kreisverband Mitte wurden mit dem Kreisparteitag am 16.

März abgeschlossen. Ich darf mich zunächst einmal ganz herzlich für das Engagement aller

Mitglieder bedanken, die für eine Funktion im Ortsverband, in den Vereinigungen und im

Kreisverband kandidiert haben. Den Gewählten gratuliere ich ganz herzlich und wünsche Ih-

nen viel Glück und Geschick bei der Ausübung Ihres Amtes. Wir haben gemeinsam in den

nächsten zwei Jahren viel zu bewältigen. Insbesondere die auf den selben Tag gelegte Bundes-

tags-, Abgeordnetenhaus- und BVV-Wahl Ende September 2006 wird unsere gesamte Aufmerk-

samkeit und Kraft erfordern.

Der Kreisparteitag hat mir am 16. März mit großer
Mehrheit das Vertrauen ausgesprochen. Ich bedanke
mich dafür und werde versuchen, gemeinsam mit dem
gesamten neugewählten Kreisvorstand in den näch-
sten zwei Jahren den Kreisverband so zu führen, dass
wir gemeinsam unserer Verantwortung gegenüber
den Bürgern unseres Bezirks und der CDU in Berlin
gerecht werden. Der neue Kreisvorstand ist eine gute
Mischung in jeder Hinsicht. Jung
und Alt, Mann und Frau, Alt- und
Neuberliner, Wedding, Tiergarten
und Alt-Mitte: Alles findet sich
wieder. Mit Christian Burholt, Karl
von Freyhold, Frank Henkel, Mar-
tin Leuschner, Klaus Kundt und
Florian Schwanhäuser sind außer-
dem sechs von 15 Mitglieder erst-
malig in den Kreisvorstand ge-
wählt worden. Alle gewählten
Kreisvorstandsmitglieder wurden
mit breiter Zustimmung des Par-
teitages getragen. Dies ist eine gute Basis für die Ar-
beit der nächsten zwei Jahre.
Wir haben es selbst in der Hand, ob die Berliner der
Union zutrauen, die Alternative zum rot-roten Senat
zu sein. Wir haben dabei kein inhaltliches Defizit. In
den letzten zwei Jahren hat die Berliner CDU zu einer
Vielzahl von Politikfeldern Bausteine erarbeitet. Ich
selbst war Vorsitzender der Hauptstadtkommission,
die den 1. Baustein „Berlin – Deutsche Hauptstadt im
Herzen Europas“ mit Positionsbestimmungen zur
Wirtschafts-, Sozial- und Finanzpolitik, der Stärkung
des bürgerschaftlichen Engagements sowie den eu-
ropäischen Perspektiven Berlins vorgelegt hat.
Um Berlin wieder auf einen guten Weg zu führen,
müssen wir die wirtschaftliche Basis stärken. Bundes-
präsident Köhler ist zuzustimmen, wenn er sagt: „Al-

les, was Arbeitsplätze schafft, muss absolute Priorität

bekommen. Alle Gesetzgebungsvorhaben müssen sich

diesem Ziel unterordnen.“ Die Zukunft Berlins liegt
dabei nicht ausschließlich im Dienstleistungsbereich.
Auch das produzierende Gewerbe und produktions-
nahe Dienstleistungen müssen ausgebaut werden. Hier
ist die dichte Forschungslandschaft in Berlin ein
Standortvorteil. Wir müssen den Technologietrans-

fer von der Grundlagenforschung über die Produkt-
entwicklung bis zur Fertigung stärken. Nur technolo-
gischer Vorsprung schafft Wertschöpfung in einer
globalisierten Welt, womit letztendlich die Arbeitsplät-
ze geschaffen werden, die Berlin so dringend braucht.
Bildung und Wissenschaft sind damit eng verbunden.
Die Pläne der SPD die Einheitsschule einzuführen, wird
unter den Eltern eine emotionale Diskussion auslösen.

Gleichmacherei ist abzulehnen.
Statt dessen ist die Förderung der
individuellen Fähigkeiten zu inten-
sivieren. Die Auflösung der Poli-
zeieinheit „Ermittlungsgruppe
West“, die seit Mitte der neunziger
Jahre die organisierte Kriminalität
in der City West bekämpfte, aus
finanziellen Gründen, zeigt außer-
dem, dass die Innere Sicherheit
dem rot-roten Senat gleichgültig
ist.
Leider rückt die gute inhaltliche Ar-

beit immer wieder Angesichts von Personal- und

Satzungsdiskussionen in den Hintergrund. Wir haben

es selbst in der Hand, wie unsere Ausgangsposition für

die bevorstehenden Wahlen sein wird. Nur wenn wir

geschlossen nach Außen auftreten, werden uns die Wäh-

lerinnen und Wähler die Kompetenz zu billigen, eine

starke Alternative zum rot-roten Senat darzustellen.  Wir

tragen dabei auch Verantwortung gegenüber allen Mit-

gliedern der CDU Deutschland. Ob es einen Regierungs-

wechsel im Bund 2006 gibt oder nicht gibt, kann sich

durchaus in Berlin entscheiden. Darüber muss sich je-

der im klaren sein, wenn er innerparteiliche Spielchen

mit öffentlicher Resonanz in den Medien provoziert. Es

ist die Pflicht aller für eine geschlossene Union in Berlin

zu arbeiten, um 2006 als Sieger aus den Bundestags-

wahlen und Berliner Wahlen hervorzugehen. Lassen

Sie uns gemeinsam für dieses Ziel kämpfen.

Ihr

Stephan Tromp, MdA
Kreisvorsitzender

Wahl der Delegierten

zum Landesparteitag

Der Kreisverband Mitte entsendet

29 Delegierte zum Landesparteitag.

1 Liepelt Volker

2 Henkel Frank

3 Zeller Joachim

4 Tromp Stephan

5 Rissmann Sven

6 Rauskolb Diethard

7 Cocozza Gabriele

8 Herrmann Barbara

9 Tromp-Koppes Esther

10 Lamprecht Dirk

11 Schulz Sigrid

12 Westphal Evelin

13 Berthold Heidrun

14 Gramß Angelika

15 Rösner Justyna

16 Gierich Peter

17 Reschke Thorsten

18 Suwalski Agnieszka

19 Matthes Jürgen

20 Spallek Carsten

21 Pilz Knut

22 Sowa Werner

23 Knape Dr. Frank

24 Wienkoop Jörg

25 Leuschner Martin

26 Hilse Claudia

27 Burholt Christian

28 Urban Michael

29 Trautmann Monika

( Ersatzdelegierte )

30 Pistor Bernd

31 Hardt Marco

32 Ioakimidis Dr. Ariadne

33 Kausch Heiner

34 Zieschang Dr. Tamara

35 Stroppe Lutz

36 Freyhold Karl von

37 Behnel Ingo

38 Diehr Dr. Christian

39 Digutsch Dr. Gunnar

40 Queißner Anja

41 Zander Oliver

42 Kadler Daniela

43 Smits Gunter

44 Kundt Klaus

45 Jonach Peter

46 Thomale Philipp

47 Hufnagel Frank

48 Schulze Dr. Dieter

49 Kiske Heinz

50 Schwanhäuser Florian

51 Kalläne Silke

52 Knoll Ingo

53 Korsch Alwin

54 Foth Wolfgang

55 Oertl Alexander

56 Türschmann Gerd

Wahl der Delegierten zum

Landesausschuss

Der Kreisverband Mitte entsendet 5

Delegierte zum Landesausschuss.

1 Henkel Frank

2 Tromp Stephan

3 Zeller Joachim

4 Liepelt Volker

5 Rauskolb Diethard

( Ersatzdelegierte )

6 Lamprecht Dirk

7 Zieschang Dr. Tamara

8 Reschke Thorsten

9 Herrmann Barbara

10 Spallek Carsten

11 Stroppe Lutz

12 Zander Oliver

13 Kausch Heiner

14 Seidel Klaus-Rudolf

15 Adam Silke

16 Schulze Dr. Dieter

Kreisvorstand der CDU Mitte

Vorsitzender:

Tromp, Stephan

Stellvertretende Vorsitzende:

Henkel, Frank

Liepelt, Volker

Schatzmeister

Wienkoop, Jörg

Beisitzer:

Burholt, Christian

Cocozza, Gabriele

Freyhold, Karl von

Gierich, Peter

Gramß, Angelika

Herrmann, Barbara

Leuschner, Martin

Rauskolb, Diethard

Rösner, Justyna

Schwanhäußer, Florian

Kundt, Klaus

Die nächste Ausgabe (Juni/Juli/August) erscheint Anfang Juni; Redaktionsschluß ist der 28.Mai 2005

Tromp forderte die Berliner CDU auf,

sich Ihrer Verantwortung gegenüber

allen Mitgliedern der CDU Deutsch-

lands bewusst zu werden. „Ein Regie-

rungswechsel im Bund 2006 entscheidet

sich auch in Berlin. Darüber muss sich

jeder im Klaren sein, wenn er innerpar-

teiliche Streitereien über die Medien aus-

trägt. Es ist die Pflicht aller, für eine ge-

schlossene Union in Berlin zu kämpfen,

um 2006 als Sieger aus den Bundestags-

wahlen und den Abgeordnetenhaus-

„Es ist die Pflicht aller für

eine geschlossene Union in

Berlin zu arbeiten, um 2006

als Sieger aus den Bundes-

tagswahlen und Berliner

Wahlen hervorzugehen.

Lassen Sie uns gemeinsam

für dieses Ziel kämpfen.“
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Gesprächrunden mit den Schulen
Der Kreisverband Mitte diskutiert als erster mit den Schulen

das schulpolitische Programm der CDU Berlin

Von Dr. Frank Knape

Drogenszene etabliert sich in Mitte
von Frank Henkel, innenpolitischer Sprecher der CDU-Fraktion

„Schule in Berlin – leistungs- und wertorientiert, bewahren und erneuern“ ist der Titel

des Programms das auf dem letzten Landesparteitag beschlossen wurde. Unter diesem

Arbeitsthema hatte der Arbeitskreis Bildung, Wissenschaft, Forschung, Schule und Kul-

tur am 16. Februar auch alle Schulleiter und Elternsprecher der Schulen im Bezirk Mitte

eingeladen. Rund 30 Teilnehmer, darunter Vertreter aus 8 verschiedenen Schulen im

Bezirk Mitte, folgten dem Angebot mit uns ins Gespräch zu kommen.

In den vergangenen Monaten hat sich

in einigen Teilen des Bezirkes Mitte

eine nahezu offene Drogenszene eta-

bliert. Einen regen Drogenhandel gibt

es nicht nur an der Turmstraße, son-

dern mittlerweile auch im Bereich des

Weinbergparks an der U-Bahnlinie 8

und an der Chausseestraße/Schwarz-

kopfstraße. Nach einem Gespräch ei-

ner Anwohnerinitiative mit der Poli-

zei kam man zu dem Ergebnis, dass den

Ordnungshütern personelle und mate-

rielle Mittel fehlen, um den Handel

einzudämmen. Ohne eine optimale

Kontrolle ist es aber schwer, die gut

organisierten Drogendealer in den

Griff zu bekommen. Die Folge: Der

Drogenhandel geht mit einer Verwahr-

losung der umliegenden Gebiete und

einem Ansteigen auch von anderen als

nur Delikten im Drogenmilieu einher. Zu

Lasten der Anwohner und Gewerbetrei-

benden.

Dieses Beispiel zeigt, dass die Politik des

rot-roten Senats in die falsche Richtung

läuft und nicht ohne Folgen für die Be-

völkerung bleibt. Auf der einen Seite füh-

ren die personellen Einsparungen bei der

Polizei zu massiven Problemen bei der

Kontrolle von Problemgebieten - auf der

anderen Seite hat die Einrichtung von so-

genannten Fixerstuben unter anderem in

der Birkenstraße in Moabit keinesfalls

Besserung bei der Bekämpfung des

Drogenhandels in Mitte gebracht. Ganz

im Gegenteil: Immer klarer stellt sich

heraus, dass die Drogenszene in Berlin

Angela Merkel am Gesundbrunnen

Auf Einladung des Weddinger Abgeord-

neten und Kreisvorsitzenden der CDU

Mitte, Stephan Tromp und des Vorsit-

zenden der Lichtburg-Stiftung Prof. Dr.

M i c h a e l

Wo l f f s o h n

war die Vor-

sitzende der

C D U

Deutschland

und der

C D U / C S U

Bundestags-

f r a k t i o n

Frau Dr. An-

gela Merkel

am 23. Fe-

bruar 2005

zu Gast im

L i c h t b u r g -

forum am

Gesundbrun-

nen.

Vor über 90 Gästen nahm Frau Merkel

Stellung zu den aktuellen politischen

Fragen. Im Vordergrund standen dabei

natürlich die Positionen der Union in der

Integrationspolitik sowie der allgemeinen

wirtschaftlichen Lage. Zwei Themen, die

gerade für den Wedding von großer Bedeu-

tung sind. Frau Dr.

Merkel erneuerte

die Forderung der

Union, dass jeder

der nach Deutsch-

land kommt und

hier dauerhaft le-

ben will, die deut-

sche Sprache er-

lernen muss. „Der

Spracherwerb ist

der Schlüssel zur

Integration“, so

Merkel.

Darüber hinaus

würdigte sie das

bürgerliche Enga-

gement der Fami-

lie Wolffsohn, die in der Gartenstadt Atlan-

tik ein neues Konzept für innerstädtisches

Wohnen verwirklicht: deutsch-türkisch-jü-

immer stärker Fuß fasst und die Anzahl

der Drogendelikte durch die Fixerstuben

wie vor Jahren schon in Hamburg deut-

lich ansteigt. Allein 2004 sind in Mitte 40

Drogenabhängige gestorben. Das sind die

meisten Toten in einem Bezirk in ganz

Berlin.

Der Versuch, dem Drogenkonsum mit ei-

ner liberalen Politik vorzubeugen, muss

deshalb beendet werden. Jetzt gilt: Nur

durch repressive Maßnahmen und ver-

nünftige Therapieeinrichtungen kann

eine offene Drogenszene effektiv be-

kämpft werden. Vorrang muss eine

verantwortungsbewusste Drogenpolitik

haben, die Prävention und eine Bekämp-

fung der Drogenkriminalität mit allen

rechtsstaatlichen Mitteln verbindet.

Der stellv. Kreisvorsitzende Volker Liepelt, Katrin Schultze-
Berndt MdA, Dr. Hans-Joachim Schwarz von der Theodor-Heuss-
Oberschule, Dr. Frank Knape, Gerhard Schmid und der Frakti-
onsvorsitzende der CDU-Fraktion in der BVV Carsten Spallek
freuten sich über die interessante Diskussion.

„Die rot-rote Koalition missbraucht die

Diskussion über den Vorschlag der EU-

Kommission zu einer Dienstleistungs-

richtlinie, um Ängste gegen Lohndumping

und Sozialabbau zu schüren“, so der

europapolitische Sprecher der CDU-

Fraktion, Stephan Tromp.

Tromp weiter: „Das Ziel der Öffnung des

Dienstleistungssektors ist grundsätzlich

zu unterstützen. Dass die Richtlinie noch

nicht ausgereift ist, hat die EU-Kommis-

sion bereits eingeräumt und weitere Än-

derungen angekündigt. Insbesondere die

Verankerung des Herkunftslandsprinzips

bedarf der Überarbeitung.

Bereits jetzt sieht der Richtlinienentwurf

jedoch zahlreiche Ausnahmen vor. So ist

z.B. vorgesehen, dass Arbeitnehmer-

schutzrechte nicht verändert werden. Die

Entsenderichtlinie gilt weiterhin. Somit

müssen Arbeitnehmer aus anderen EU-

Staaten nach deutschem Recht beschäf-

tigt werden.  Vielmehr ist die Bundesre-

gierung aufgefordert, die EU-Entsende-

richtlinie so umzusetzen, dass verdeckte

Leiharbeit unterbunden werden kann.

Die massive Kritik der rot-roten Koaliti-

on ist deshalb überzogen und in der Sa-

che ungerechtfertigt. Statt dessen ist

eine konstruktive Mitarbeit an der Ge-

staltung des Binnenmarktes für Dienst-

leistungen nötig.“

Abschließend warnte Tromp davor, die

Diskussion um die richtigen Konzepte,

wie Europa im weltweiten Wettbewerb

konkurrenzfähig gemacht werden

kann, nur mit den Warnungen vor Lohn-

dumping und Sozialabbau zu verbin-

den. Die EU mit ihrem Binnenmarkt hat

maßgeblich zum Wohlstand und dem

hohen Sozialstandard in Deutschland

beigetragen. Dies darf nicht vergessen

werden, so Tromp.

Rot Rot schürt Ängste

gegen Europa

Dr. Angela Merkel, Prof. Dr. Michael Wolffsohn und  Stephan
Tromp im Gespräch  (v.l.)

Nach der Begrüßung durch den Kreis-

vorsitzenden Stephan Tromp ging Ger-

hard Schmid, Vorsitzender des Forums

Schulpolitik

und berufli-

che Bildung,

in seinem Re-

ferat auf die

wesentlichen

Probleme der

Berliner Schu-

le und die For-

derungen der

CDU ein. Ein

zentrales Ziel

ist für die

CDU die Ver-

besserung der

Sprachkennt-

nisse bei den

Migrantenkindern.

Die Einschu-

lung soll nur

mit ausreichenden Deutschkenntnissen

und Fähigkeiten erfolgen.

Dazu sollen Sprachstandsmessung bei

den Kindern ab 4 Jahren erfolgen. Bei

Defiziten soll es eine Vorklassenpflicht

bis zu zwei Jahren geben. Ebenfalls

wichtig ist aber auch die Begabtenför-

derung, z.B. durch den Zugang zum

Gymnasium nach der 4. Klasse. Zum

Thema Werteerziehung untermauerte

Schmid die Forderung der CDU nach ei-

ner Einführung eines Wahlpflichtfaches

Religion – Ethik/Philosophie.

Bei der Diskussion wurde ein breites Spek-

trum wie z.B. die Schließung der Gebrü-

der-Grimm Jugendbücherei in der Turm-

straße bis hin zum

I s l a m k u n d e -

u n t e r r i c h t

thematisiert. Da-

bei konnten die

Schulpolitische

Sprecherin der

CDU-Fraktion im

Abgeordneten-

haus, Frau Katrin

Schultze-Berndt

MdA und der

schulpolitische

Sprecher der

CDU-Fraktion der

BVV, Dr. Frank

Knape, die Arbeit

der CDU verdeut-

lichen. Am Ende

relativierte ein

Lehrer eines Weddinger Gymnasium die

Möglichkeiten der Schule durch eine einfa-

che Frage: „Wie kann Chancengleichheit für

die Kinder möglich sein, wenn viele Eltern

heute selbst Hilfe brauchen?“

Das Gesprächsangebot der Kreisverbandes

Mitte wurde von den Schulvertretern sehr

positiv aufgenommen, alle wollten gerne

wieder eingeladen werden. Die Diskussion

machte aber deutlich, dass Schule nicht iso-

liert, sondern immer auch mit den Kern-

themen Arbeit und Wirtschaft sowie Inte-

gration und Sicherheit betrachtet werden

muss.

Wir in Mitte Wir in Mitte www.cdumitte.dewww.cdumitte.de
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disch-interkulturell, mit Raum und Zeit

für Kultur der drei Kulturen im Lichtburg-

forum. Der Abgeordnete Stephan Tromp,

in dessen Wahlkreis die Gartenstadt At-

lantik liegt, unterstützt dieses Projekt.

„Es gilt Zeichen zu setzen, um den Stadtteil

in die Wahrnehmung der Berliner positiv zu

besetzen. Mit dem Besuch von Merkel und

damit verbundenen öffentlichen Wahrneh-

mung haben wir hierzu einen Beitrag lei-

sten können“, so Tromp.

Wie wichtig der Termin Frau Dr. Merkel

war, lässt sich an der Tatsache ablesen,

dass sie am Mittag des selben Tages mit

dem amerikanischen Präsidenten Georg

Bush in Mainz zusammentraf und am

Abend extra für den Termin am Gesund-

brunnen nach Berlin zurückflog. Ein En-

gagement, welches man nicht an den Tag

legt, wenn man dem Termin keine Bedeu-

tung zumisst.


